7. JULI 1875 - Gesetz zur Ahndung des Angebots oder des Vorschlags, bestimmte Verbrechen zu begehen


Konsolidierung


Im Belgischen Staatsblatt vom 15. März 2011 ist die deutsche Übersetzung dieses Gesetzes als inoffizielle Koordinierung veröffentlicht worden, und zwar unter Berücksichtigung der Abänderungen durch:

- das Gesetz vom 9. April 1930 über den Schutz der Gesellschaft gegen Anormale und Gewohnheitsstraftäter,

- das Gesetz vom 1. Juli 1964 zum Schutz der Gesellschaft vor Anormalen und Gewohnheitsstraftätern,

- das Gesetz vom 26. Juni 2000 über die Einführung des Euro in die Rechtsvorschriften in Bezug auf die in Artikel 78 der Verfassung erwähnten Angelegenheiten,

- das Gesetz vom 23. Januar 2003 zur Anpassung der gültigen Gesetzesbestimmungen an das Gesetz vom 10. Juli 1996 zur Aufhebung der Todesstrafe und zur Abänderung der Kriminalstrafen.

Die vorliegende Konsolidierung enthält darüber hinaus die Abänderungen, die nach dem 23. Januar 2003 vorgenommen worden sind durch:

Artikel 35 Nr. 3 des Gesetzes vom 29. Februar 2024 zur Einführung von Buch 1 des Strafgesetzbuches (Belgisches Staatsblatt vom 28. Mai 2025).

Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

MINISTERIUM DER JUSTIZ


7. JULI 1875 - Gesetz zur Ahndung des Angebots oder des Vorschlags, bestimmte Verbrechen zu begehen


Ab dem 8. April 2026 (gemäß Art. 38 des G. vom 29. Februar 2024 (B.S. vom 8. April 2024)) wird dieses Gesetz aufgehoben.

[Aufgehoben durch Art. 35 Nr. 3 des G. vom 29. Februar 2024 (B.S. vom 8. April 2024)]"


Artikel 1 - Wer unmittelbar anbietet oder vorschlägt, ein Verbrechen zu begehen, das mit [einer lebenslänglichen Haftstrafe oder einer lebenslänglichen Zuchthausstrafe, einer Zuchthausstrafe von zehn bis zu fünfzehn Jahren oder einer schwereren Strafe] bestraft wird, oder an einem solchen Verbrechen teilzunehmen; wer ein solches Angebot oder einen solchen Vorschlag annimmt, wird mit einer Gefängnisstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren und mit einer Geldbuße von 50 bis zu 500 [EUR] bestraft, vorbehaltlich der Anwendung von Artikel 85 des Strafgesetzbuches, wenn mildernde Umstände vorliegen.

Der Schuldige kann außerdem zur Aberkennung von Rechten gemäß Artikel 33 des Strafgesetzbuches verurteilt werden […].

Ein einfaches mündliches Angebot oder ein einfacher mündlicher Vorschlag, wenn sie nicht mit Geschenken oder Versprechen einhergehen oder an Geschenke oder Versprechen geknüpft sind, und die Annahme eines solchen Angebots oder Vorschlags werden jedoch nicht bestraft.

[Art. 1 Abs. 1 abgeändert durch Art. 2 des G. vom 26. Juni 2000 (B.S. vom 29. Juli 2000) und Art. 103 des G. vom 23. Januar 2003 (B.S. vom 13. März 2003); Abs. 2 abgeändert durch Art. 32 des G. vom 9. April 1930 (B.S. vom 11. Mai 1930), selbst ersetzt durch Art. 1 des G. vom 1. Juli 1964 (B.S. vom 17. Juli 1964)]


Art. 2 - [Abänderungsbestimmung] 

